


Wählen reicht nicht: 

Werdet mit uns aktiv in Linksjugend [`solid] –die sozialistische Jugend! 

Wöchentliche Treffen jeden Dienstag um 18.30 Uhr im Jugendhaus Mitte. Hohe Str. 9, 

U-Berliner Platz, S-Stadtmitte

www.solid-stuttgart.de

Wofür wir stehen

Linksjugend [‚solid] ist ein bundesweiter, sozialistischer Jugendverband. Wir sind junge Schüler 

und Studenten, Azubis, Arbeiter oder Arbeitslose. Die Linksjugend steht der Linkspartei nahe, 

unterhält aber eigene Strukturen.

antikapitalistisch

Wir sind der Meinung, dass der Kapitalismus immer wieder Kriege und 

Krisen erzeugt und für die Ausbeutung der Mehrheit durch eine kleine Min-

derheit verantwortlich ist. Das Profitstreben regiert. Wir lehnen die kapita-

listische Wirtschaftsweise ab.

sozialistisch

Deshalb kämpfen wir für eine sozialistische Demokratie! Wir wollen keine Ein-Par-
teien-Diktatur wie in der DDR und im Ostblock. Wir verstehen unter Sozialismus 
eine demokratisch geplante Wirtschaft, die von den Erwerbstätigen verwaltet und 
kontrolliert wird, und sich nach den Bedürfnissen der Mehrheit ausrichtet. Die Inter-
essen der Millionen sollen bestimmen, und nicht die Profitinteressen der Millionäre, 
die heute über die Wirtschaft herrschen. Banken und Konzerne müssen in Gemein-
eigentum überführt werden.

Geld für Bildung & Soziales statt für Stuttgart 21!

In der reichen Stadt Stuttgart gibt es viel Armut. Die Lebens- und Lernbedingungen von Jugendlichen werden 
schlechter. Mit bis zu 1 Milliarde Euro will sich die Stadt am Projekt Stuttgart 21 beteiligen (Quelle: BUND).
Mit 946 Millionen finanziert die Stadt Stuttgart als Anteilseigner die Spekulationsverluste der LBBW. Millionen 
fließen in den Profisport. Aber wenn es um Schulen, Kindergärten, Jugendzentren, Freizeiteinrichtungen, Kran-

kenhäuser und Sozialwohnungen geht, dann ist kein Geld mehr da.

Die Wirtschaftskrise wird zu drastischen Rückgängen bei den Steuereinnahmen führen. Bei 
Bund, Länder und  Kommunen. Das würde nach Agenda 2010 und Hartz IV eine neue Kürzungs-
welle einläuten. Wir sagen: wir bezahlen nicht für eine Krise, die wir nicht verursacht haben.  

Der Kapitalismus bietet uns keine Zukunft.  Deshalb ist es höchste Zeit für Widerstand. Wir haben damit ange-
fangen. Wir gehörten zu den Initiatoren des Schülerstreiks am 12.11.08, der sich gegen die maroden Zustände 
im Bildungssystem richtete. 
Die Stadtverwaltung und die Allparteienkoalition im Gemeinderat sind mitverantwortlich für die Notstände an 
den Schulen. Sanierungen, Infrastruktur und Mittagessen fallen unter städtische Aufgaben. Deshalb waren wir 
bei den Bildungsprotesten zweimal im Gemeinderat und haben von der Zuschauertribüne aus unsere Forderun-
gen vorgetragen und protestiert. Wenn wir in den Gemeinderat gewählt werden, werden wir die Sitzungen des 
Gemeinderats für unseren Widerstand gegen die Bildungs- und die Pro-Konzern-Politik der etablierten Parteien 
nutzen. 
Eine Vertretung in einem Parlament ist ein Mittel zum Protest. Entscheidend ist aber der Aufbau einer starken 
außerparlamentarischen Bewegung. Der geplante Bildungsstreik am 17. Juni kann eine wichtige Etappe in diese 
Richtung sein. Wir fordern deshalb alle Jugendlichen in Stuttgart auf, sich für diesen Bildungsstreik zu engagie-
ren und mit uns dafür aktiv zu werden.

Kein Stuttgart 21!

Für dieses Wahnsinnsprojekt wird das Geld zum 
Fenster raus geworfen, während uns dann mit 
Leidensmiene erzählt wird, dass im sozialen 
Bereich gespart werden muss. Das kaufen wir 
den Pro-S-21-Fraktionen nicht ab! Für diesen 
Größenwahn werden geschätzte 8 Milliarden 
Euro vergraben, wenn wir es nicht verhindern. 
Ohne die Stadt Stuttgart werden Bahn, Land 
und Bund den Bahnhof nicht verbuddeln. Des-
halb muss die Stadt aus dem Projekt aussteigen.

Ausbildung & Arbeit für alle!

Die Krise ist da. Und die Unternehmen versuchen ihre Profite auf unsere Kosten zu retten. Arbeitszeitverlänge-
rung, Lohnkürzungen und steigender Arbeitsdruck sind längst Normalität. Daimler geht mit schlechtem Beispiel 
voran. 20% der Azubis sollen nur befristet für ein Jahr übernommen werden. Die Zahl der Ausbildungsplätze soll 
von 1.600 auf 1.050 gesenkt werden. Vor der Daimler- Zentrale in Stuttgart protestieren Auszubildende gegen 
diese Sparmaßnahme.

Unsere Forderungen zu Ausbildung & Arbeit

- mehr Ausbildungsplätze statt weniger. Garantierte Übernahme in den gewünschten Beruf.
- für die Einführung einer Ausbildungsquote von 10 % bei der Stadtverwaltung und in allen städtischen 

Betrieben. Bei ca. 19.000 Beschäftigten bei der Stadtverwaltung und allen städtischen Betrieben 
könnten so jedes Jahr ca. 1.900 Azubis eine Ausbildung beginnen.

- Arbeitszeitverkürzung auf 35- und 30 Stundenwoche bei vollem Lohn- und Personalausgleich.

Unsere weiteren Forderungen zur Jugendpolitik

- Für ein kostenloses Schüler-Abo im öffentlichen Nahverkehr 
- Wahlrecht ab 16 Jahren
- Jedem Stadtteil sein Jugendzentrum. Ausbau von nichtkommerziellen Freizeitangeboten
- Öffentliche Flächen für Sprayer und Skater
- Möglichkeiten für Jugendgruppen selbstverwaltete Jugendtreffs zu gestalten

Keinen Fußbreit den Faschisten!

Nazis und Rechte versuchen von den wahren Ursachen der sozialen Krise abzulenken. Wo Perspektivlosigkeit 
und grauer Alltag unter Jugendlichen herrscht, versuchen sie mit ihrer Propaganda Migranten und Minderhei-
ten zu Sündenböcken zu machen. Dabei verwenden sie zunehmend antikapitalistische und globalisierungs-
kritische Parolen. Zudem gehen rechtsradikale Schläger gegen Linke und Migranten immer offener vor. Die 
NPD versucht in der Region Stuttgart Tritt zu fassen, die Republikaner wollen in den Stuttgarter Gemeinde-
rat. Wir setzen dem entgegen: Gemeinsamer Kampf von Deutschen und Nicht-Deutschen, jung und alt ge-
gen das wirkliche Problem: Der Macht der Banken und Konzerne und ihr ungerechtes Wirtschaftssystem.
Deshalb dürfen wir nicht nur reden, wir müssen handeln! Überall dort wo Nazis aufmarschieren, müssen wir 
Gegenwehr zeigen, Protest organisieren und ihre Aufmärsche blockieren. Denn: Faschismus ist keine Meinung, 
Faschismus ist ein Verbrechen!

Für eine antikapitalistische LINKE...

Eine starke LINKE im Bundestag und in den Stadträten kann die Bewegung dabei stärken. Entscheidend ist, 
dass sich DIE LINKE kompromisslos auf die Seite der von Sozialabbau und kapitalistischer Krise betroffenen 
Jugendlichen und Beschäftigten stellt und den Widerstand gegen Sozialabbau und Arbeitsplatzvernichtung 
mit einer Strategie für die Abschaffung des Kapitalismus verbindet. Wer sich auf die Logik des Kapitalismus 
einlässt, geht in dieser Logik unter. Das haben wir bei der SPD und bei den Grünen gesehen. Koalitionen mit 
pro-kapitalistischen Parteien lehnen wir ab.

Arbeit von gewählten Gemeinderäten

Sollten VertreterInnen von Linksjugend Stuttgart in den Gemeinderat gewählt werden, verpflichten wir uns:
1. Verbesserungen für Jugendliche, ArbeitnehmerInnen und Arbeitslose einzufordern und Maßnah-

men, die auf ihre Kosten gehen, strikt abzulehnen.
2. Aktivitäten von unten zu fördern, außerparlamentarische Proteste zu unterstützen. Unser Hauptfeld 

wird immer die Arbeit außerhalb der Parlamente sein. Wir spielen das parlamentarische Spiel der 
etablierten Parteien nicht mit.

3. Keine Privilegien anzunehmen und die eigenen Finanzen jährlich offen zu legen.
4. Rechenschaft gegenüber einer vierteljährlichen Versammlung von Linksjugend [´solid] Stuttgart 

abzulegen und dort die weitere Politik gemeinsam zu diskutieren.

Mitmachen & aktiv werden

Wir finden uns nicht mit den herrschenden Verhältnissen ab und beteiligen uns an Protesten. Auf unseren Tref-
fen bieten wir für Interessierte auch Diskussionen zu verschiedenen Themen an (z. B. was geschah 68´ während 
der Jugendrevolte?).
Komm zu unseren Treffen, werde Mitglied bei uns, kämpfe mit uns für eine Gesellschaft in der die Menschen im 

Mittelpunkt steht und nicht der Profit! Schreib uns: info@solid-stuttgart.de

antikapitalistisch

Wir sind der Meinung, dass der Kapitalismus immer wieder Kriege und 

unangepasst

Wir sind weder ein linker Debattierklub noch ein Karriereverein für Parteikader. Unser Verständ-
nis von Politik ist anders als das der anderen Parteijugendverbände. Eine sozialistische Jugend-
bewegung wie 1968 ist heute, angesichts der kapitalistischen Krise, nötig. Einzelne Proteste 
flammen immer wieder auf. Besser ist es, sich gemeinsam zu wehren. Ein Generalstreik würde 
Merkel & Co. zeigen, welche Macht die arbeitende Bevölkerung und die Jugend entfalten kann. 
Millionen sind stärker als Millionäre wenn sie sich in Bewegung setzen. Deutschland hat Nach-
holbedarf gegenüber Frankreich und Griechenland. Für diese Idee setzen wir uns in Gewerk-
schaften und Protestbewegungen ein.


